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Einladung zur Kundgebung 
'Aufruf zum Volksentscheid'

Freitag, den 11. Februar 2011 um 10:30 Uhr
am Brandenburger Tor

Neueste Informationen zum Volksentscheid  
Stellungnahmen von Bündnispartnern und prominenten Unterstützern 

Installationen und andere künstlerische Aktionen 

Schon einmal standen wir hier am Brandenburger Tor, es war der 15. Oktober letzten Jahres, wir 
hatten 142.000 Stimmen für unser Volksbegehren gesammelt. In den folgenden 12 Tagen setzte ein 
beispielloser Ansturm auf unsere Sammelstellen ein, in einem rasanten Lauf wurden wir weit über die 
Ziellinie hinaus getragen – 320.000 Stimmen konnten wir  am 27. Oktober der Landeswahlleiterin 
übergeben.
Unter  dem  Eindruck  dieses  überwältigenden  Erfolges  kam  nun  Bewegung  in  die  Politik.  Der 
Regierende Bürgermeister Klaus Wowereit trat vor die Presse und stellte zusammen mit den beiden 
privaten Anteilseignern RWE und Veolia eine 700seitige Vertragsfassung vor,  bei der es sich, so 
Wowereit,  im  Gegensatz  zur  TAZ-Veröffentlichung,  um  die  "vollständige  und  uneingeschränkte 
Publikation" handele. Fest steht jedoch: Die vollständigen Verträge, Beschlüsse, Nebenabreden und 
sonstigen Dokumente füllen mehr als 180 Aktenordner -  nur ein Bruchteil  davon ist  veröffentlicht 
worden.  Eine  rechtliche  Gesamtbeurteilung  des  Vertragswerks  ist  auf  dieser  Grundlage  nicht 
möglich.

Das Vertrauen der Berlinerinnen und Berliner in die Vertreter von Politik und Wirtschaft ist erschüttert. 
Viele  fragen  sich,  was  sein  wird,  wenn  das  teilprivatisierte  Berliner  Wasser-Rohrnetz  ähnlich 
vernachlässigt wird wie die börsenfein gemachte, kaputtgesparte S-Bahn. Und was wird am Ende mit 
den  Hunderten  Millionen  Euro  geschehen,  die  die  Wasserbetriebe  von  den  Berliner  Bürgern 
zusätzlich kassiert haben und über die sich jetzt der Senat und die beiden privaten Anteilseigner 
Veolia und RWE vor einem geheimen Schiedsgericht streiten? Ist der Senat überhaupt noch Herr des 
Geschehens  oder  diktieren  ihm  die  Wirtschaftskonzerne  die  Bedingungen  der  öffentlichen 
Daseinsvorsorge?
Statt  endlich  den  berechtigten  Forderungen  der  Bürgerinnen  und  Bürger  nach  Transparenz  und 
demokratischer Kontrolle zu entsprechen, setzt der Senat offenbar darauf, dass der Volksentscheid 
mangels Wahlbeteiligung am hohen Quorum scheitert. Das dürfen wir nicht zulassen! 

Liebe Berlinerinnen und Berliner, 
gehen Sie am kommenden Sonntag zum Volksentscheid!

Nehmen sie Ihre Freunde, Kollegen und Nachbarn an die Hand 
und stimmen Sie mit JA!

 612.000 Ja-Stimmen für den Volksentscheid sind nötig,
gemeinsam werden wir auch diese Hürde nehmen!

V.i.S.d.P.: Ulrike von Wiesenau, Quitzowstrasse 126, 10559 Berlin, ulrike.fink.von.wiesenau@gmx.de  


